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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Neuregelung des Fracht-, Speditions- und Lagerrechts 
(Transportrechtsreformgesetz - TRG) 

- Drucksachen 13/8445, 13/10014- 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 723. Sitzung am 27. März 
1998 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 5. März 1998 verabschiedeten Gesetz zu verlan- 
gen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen 
einberufen wird: 


1. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 427 Abs. 1 Nr. 1 HGB) 

ln Artikel 1 Nr. 3 sind in § 427 Abs. 1 Nr. 1 die Wör- 
ter „vereinbarte oder der Übung entsprechende 
Verwendung von offenen, nicht mit Planen ge- 
deckten Fahrzeugen oder" zu streichen. 

Begründung 

Für die Automobihndustrie droht nach der vom 
Deutschen Bundestag verabschiedeten Gesetzes- 
fassung eine erhebhche Verschlechterung ihrer Haf- 
tungslage beim Transport von Neufahrzeugen. Für 
Schäden, die an den Fahrzeugen während des 
Transports entstehen, müßte demnach künftig allein 
der Verlader aufkommen. Die nach geltendem 
Recht bestehende Verantwortung des Spediteurs 
oder Frachtführers wäre gänzlich abgeschafft. 
Eine solche Umkehr der Risikoverteilung ist nicht 
ausgewogen und bedarf daher der Korrektur. 

ln der Regel werden Neufahrzeuge unverpackt 
auf offenen Spezial-Transportern befördert. Im 
Falle von Verlust oder Beschädigung haftet nach 
geltendem Recht grundsätzlich der Spediteur oder 
Frachtführer, wobei in aller Regel zwischen Fahr- 
zeughersteller und Fahrzeugspediteur oder -fracht- 
führer sog. Schadensteilungsabkormnen vereinbart 


werden, nach denen beispielsweise der Spediteur 
oder Frachtführer für kleinere Schäden grundsätz- 
lich nicht haftet, mittlere Schäden verschuldens- 
unabhängig geteilt werden und allenfalls bei grö- 
ßeren Schäden der Spediteur oder Frachtführer 
nach geltendem Recht in Regreß genommen wird. 

Demgegenüber sieht die Gesetzesnovelle nun- 
mehr in § 427 Abs. 1 HGB einen Haftungsaus- 
schluß des Spediteurs im Falle der Verwendung 
offener, nicht mit Planen gedeckter Fahrzeuge in 
Verbindung mit einer Beweislastumkehr bei dieser 
Verladeart vor. Diese neue Regelung greift nach- 
haltig in die bisherige Praxis ein, indem sie die 
Geltendmachung eines Schadensersatzanspruches 
unverhältnismäßig erschwert. 

Die bisherige Handhabung unterstreicht mit aller 
Deutlichkeit die uneingeschränkte Praktikabüität 
der bisherigen Regelung. Für die Automobihndu- 
strie besteht ebenso wenig wie für die Spediteure 
oder Frachtführer irgendein Anlaß, von deren ein- 
gespielter Handhabung abzurücken. Nutznießer 
wäre einzig und allein die Versicherungswirt- 
schaft. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 475 HGB) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist § 475 wie folgt zu fassen: 

.§475 

Haftung für Verlust oder Beschädigung 

Der Lagerhalter haftet für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der 
Zeit von der Übernahme zur Lagerung bis zur 
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Auslieferung entsteht, es sei denn, daß der Scha- 
den durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf- 
manns nicht abgewendet werden konnte. Dies gilt 
auch dann, wenn der Lagerhalter gemäß § 472 
Abs. 2 das Gut bei einem Dritten einlagert. '' 

Begründung 

Mit dieser Änderung wird das Gesetz in der Fas- 
sung des Regierungs entwurfs zu § 474 HGB wie- 
derhergestellt. Der Regierungsentwurf sah für den 
Lagerbereich eine verschuldensabhängige Haf- 
tung vor, bei der der Lagerhalter dann nicht haftet, 
wenn er den Beweis erbringt, daß der Schaden 
durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
nicht abgewendet werden konnte. Bei der vom 
Deutschen Bundestag vorgesehenen Einführung 
einer Gefährdungshaftung auch für den Lager- 
bereich würde der Lagerhalter hingegen unab- 
hängig von einem Verschulden haften, wobei eine 
Haftungsbefreiung nur ein tritt, wenn der Lager- 
halter beweisen kann, daß er die erforderliche 
Sorgfalt beachtet hat und der Schaden durch ein 


unabwendbares Ereignis eingetreten ist. Ein sol- 
cher Exkulpationsbeweis wird in der Praxis nur 
schwerlich gelingen. Dies hat gravierende nega- 
tive Auswirkungen insbesondere auf die Kosten 
der Lagerhaltung in den deutschen Seehäfen und 
damit auf den Seehafenwettbewerb insgesamt. 
Bereits in der Begründung zum Regierungsent- 
wurf wird ausgeführt, daß eine verschuldensunab- 
hängige Haftung nur für die vergleichsweise 
behandlungsintensivere Beförderung des Gutes, 
nicht hingegen für die schlichte Lagerung ange- 
messen ist. Hinzu kommt, daß die Gefährdungs- 
haftung nicht mit einer Haftungsobergrenze ver- 
sehen ist, so daß in Verbindung mit einer höheren 
Mindesthaftungssumme (vgl. § 475 h) das Risiko 
wächst, daß die Schadenssumme pro Schadensfall 
die versicherbare Höchstgrenze von 10 Mio. DM 
übersteigt. Damit läuft der betroffene Lagerhalter 
Gefahr, mit dem überschießenden Betrag selber 
zu haften, so daß sich sein Konkursrisiko deutlich 
erhöht. 

Als Folge ist § 475 h i. d. F. des Gesetzesbeschlus- 
ses entsprechend anzupassen. 
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